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2. Änderungssatzung zur „Satzung über die Entschädigung 
der ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Freiwilligen 

Feuerwehr Wiernsheim 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim hat auf Grund von § 4 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in Verbindung mit § 16 des 
Feuerwehrgesetzes für Baden-Württemberg (FwG) in der derzeit gültigen Fassung 
folgende Satzung zur Änderung der „Satzung über die Entschädigung für 
ehrenamtliche tätigen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Wiernsheim“ vom 
12.12.2001, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 17.04.2013, am 
18.05.2018 beschlossen: 

 
 

Artikel 1 
 
Die Entschädigung des Kassenverwalters der Hauptkasse in Höhe von 75 EUR/Jahr 
nach § 3 Abs. 1 der zugrundeliegenden Satzung wird ersatzlos gestrichen.  
 
 

Artikel 2 
 
§ 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
 
Für die Teilnahme an Fortbildungslehrgängen und Tagungen während der Arbeitszeit 
von Montag bis Freitag mit einer Dauer von bis zu zwei aufeinanderfolgenden Tagen 
wird auf Antrag die hierfür aufgewendete Zeit entsprechend dem stündlichen 
Entschädigungssatz nach § 1 Abs. 1 gewährt.   
Fortbildungslehrgänge und Tagungen am Abend nach 18 Uhr und am Wochenende 
werden pauschal mit 30 EUR pro Tag entschädigt.  
 

Artikel 3 
 
Diese Satzung tritt zum 01.06.2018 in Kraft. 
 
Ausgefertigt! 
Wiernsheim, den 19.05.2018 
 
 
 
Gez. 
Karlheinz Oehler 
Bürgermeister 
 



 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Wiernsheim geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen.  
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, der Bürgermeister dem Beschluss wegen 
Gesetzwidrigkeit nach § 43 GemO widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat. 

 


